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Eingangsamt A13 an Grund- und Mittelschulen     

Ministerpräsident Markus Söder hat mehrmals angekündigt, dass schrittweise die 
Eingangsbesoldung für Lehrkräfte an Grund- und Mittelschulen auf A13 angehoben 
wird. Diese Aussage ist zweifellos ein großer Erfolg für den BLLV. Doch nun beginnt für 
den Verband erst die konkrete Arbeit: 

Es müssen in den nächsten Monaten die Weichen fundiert gestellt werden, sodass das 
nach der Landtagswahl auch noch gilt. Deshalb muss ein fester Zeitplan erstellt werden, 
nach dem die Anhebungen erfolgen sollen. Der BLLV setzt sich klar dafür ein, dass 
sowohl die Lehrkräfte an Grundschulen als auch die an Mittelschulen zeitgleich der 
neuen Besoldungsstufe zugeordnet werden. Nach ersten Aussagen des 
Ministerpräsidenten sollen zuerst die Lehrkräfte an Mittelschulen, dann die an der 
Grundschule angehoben werden. 

Außerdem müssen die Konsequenzen für andere Funktionsämter abgeklärt werden. 
Das gilt z.B. für Schul- und Seminarleitungen genauso wie für die Schulaufsicht. Vor 
allem stellen sich jedoch die Fach- und Förderlehrkräfte die Frage: „Was ist mit uns?“. 
Natürlich hat der BLLV auch diese Gruppe im Blick. Der Weg zu einer höheren 
Eingruppierung dieser Lehrkräfte ist jedoch ein komplizierter Schritt. Die Besoldung der 
Beamtinnen und Beamten in Bayern und damit die Zuordnung zu einer 
Qualifikationsebene richtet sich nach der Ausbildung. Dies ist im Bay. 
Besoldungsgesetz (BayBesG) und dem Leistungslaufbahngesetz (LlbG) geregelt. Hier 
ist festgelegt, dass Beamtinnen und Beamte der vierten Qualifikationsebene in A13 
einsteigen. Hierfür ist die universitäre Ausbildung grundlegend.  

Grund- und Mittelschullehrkräfte erfüllen diese Voraussetzung bereits jetzt, da hier 
lediglich ein Nebensatz zu streichen wäre. Es heißt nämlich, dass als einzige 
Beamtengruppe die Lehrerinnen und Lehrer an Grund- und Mittelschulen statt in A13 
lediglich in A12 einsteigen, obwohl sie der 4. Qualifikationsebene angehören.  

Bei den Fach- und Förderlehrkräften sieht es jedoch im Augenblick noch anders aus. 
Sie erfüllen diese Voraussetzung leider derzeit nicht. Man muss also die Ausbildung 
dieser Gruppe ändern. Und das will der BLLV. Das flexible Lehrerbildungsmodell des 
Verbandes sieht vor, dass alle Lehrkräfte gleichgestellt werden. Alle Lehrkräfte werden 
dann universitär ausgebildet, damit eben alle die Voraussetzungen für A13 erfüllen 
können. Dieser Weg wird jedoch kein leichter sein.  

 

Simone Fleischmann nun auch stellvertretende Bundesvorsitzende des dbb  

Auf dem Gewerkschaftstag des Deutschen Beamtenbundes in Berlin wurde die BLLV-
Präsidentin Simone Fleischmann zur stellvertretenden Bundesvorsitzenden gewählt. 
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Ulrich Silberbach wurde für weitere fünf Jahre im Amt des Bundesvorsitzenden 
bestätigt. Wir gratulieren beiden!  

 

Steuererleichterungen 2022 und 2023 

Im zu Ende gehenden Jahr sowie für das nächste Kalenderjahr sind einige 
Steuererleichterungen erfolgt oder sind für 2023 vorgesehen: 
Der Kinderfreibetrag wurde rückwirkend für 2022 von bisher 5460.-- € auf 5620.-- € 
angehoben. Ab dem nächsten Jahr erfolgen zwei weitere Erhöhungen: 2023 auf  
5760.-- € und 2024 auf 5988.-- €.  
Das Kindergeld wird ab dem 1.1.2023 einheitlich für jedes Kind auf 250.-- € monatlich 
angehoben (bisher 1. und 2. Kind: 219.-- €, 3. Kind: 225.-- €, ab dem 4. Kind: 250.-- €.  
 
Ab 2023 sollen die Regelungen zur Absetzbarkeit des Arbeitszimmers geändert 
werden. Künftig soll es die Möglichkeit geben, entweder eine Jahrespauschale in Höhe 
von 1250.-- € anzusetzen oder die tatsächlichen Kosten. Letzteres ist aber nur möglich, 
wenn die gesamte berufliche Betätigung im Arbeitszimmer erfolgt. Lehrkräfte können 
in der Regel dann zukünftig ohne besonderen Nachweis eine Pauschale von 1250.-- 
€ absetzen.  
Wir weisen darauf hin, dass voraussichtlich wieder ab Mitte Januar die neuen 
BLLV-Steuertipps im Internet unter www.mittelfranken.bllv.de oder www.bllv.de 
erscheinen.  
Auch für Photovoltaikbesitzer gibt es eine weitere Erleichterung. Zu Beginn 
dieses Kalenderjahres wurden auf Antrag Einnahmen aus dem Betrieb solcher 
Anlagen bis zum Wert von 10 KW steuerfrei. Ab dem 1.1.2023 sollen nun 
Einnahmen für Anlagen mit einer Gesamtleistung von 30 KW steuerfrei gestellt 
werden.  
  

Wer am Beamtenstatus zündelt!   
(nach einer Pressemeldung von Gerd Nitschke)   

„Wer hier zündelt, disqualifiziert sich selbst!“, sagte einst der Vorsitzende des Bay. 
Beamtenbundes Rolf Habermann im Jahr 2018. Und jetzt kommt der Bund der 
Steuerzahler mit der Forderung, die Verbeamtung von Lehrkräften zu stoppen. Prompt 
unterstützt die FDP-Landtagsfraktion diese Forderung. Der Bildungsexperte dieser 
Partei Matthias Fischbach sagte: „Der Vorstoß des Steuerzahlerbundes muss auch in 
Bayern ernsthaft mit Blick auf neue Verbeamtungen diskutiert werden.“  

BLLV-Vizepräsident Gerd Nitschke kritisiert diese Aussagen heftig. Auch die CSU und 
SPD in Bayern halten das Beamtentum im Schulbereich für wichtig. In verschiedenen 
Bundesländern war bereits das Beamtentum für Lehrkräfte abgeschafft worden. 
Wenige Jahre später wurde es wieder eingeführt, weil sich das Ganze nicht bewährt 
hatte. Sogar das Bundesverfassungsgericht bestätigte 2018, dass sich gerade im 
„Bereich der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen ein besonderes Interesse des Staates 
an der Aufgabenerfüllung durch Beamtinnen und Beamte“ besteht (BVerfG Az 2 BvR 
1738/12 u.a.). Das Recht auf Bildung zähle schließlich zu den Grundrechten, dem 
Fundament unseres Staatswesens. Darüber hinaus braucht Schule Verlässlichkeit und 
die ist nur über das Beamtentum möglich. Gerd Nitschke: „Wer die Verbeamtung von 
Lehrkräften ablehnt, tritt dafür ein, dass Schulen bestreikt werden dürfen. Das ist die 
logische Konsequenz, wenn man Lehrkräfte dem Tarifbereich zuordnen will. – Den 
Lehrkräftemangel kann man damit auch nicht bekämpfen. Gerade in der heutigen Zeit 
ist ein sicherer Arbeitsplatz und eine sichere Besoldung ein hohes Gut.“  
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